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I 

 

Zusammenfassung: 

Die Analyse zeigt einige wesentliche Ausgangspunkte der Klimapolitik in Deutschland 

und Nordrhein-Westfalen sowie in der EU. Die vorliegenden Eckpunkte der Deutschen 

Bundesregierung zur Klimapolitik werden einbezogen. Auf theoretischer Basis und mit 

Bezug auf neuere Befunde in der Fachliteratur – inklusive Buch Welfens, 

Klimaschutzpolitik. Ende der Komfortzone – wird dargestellt, wie erfolgversprechende 

Wege zur Klimaneutralität bis 2050 aussehen könnten und welche Rolle NRW sowie 

Deutschland bzw. die EU und die G20 (sowie G20Plus=G20+Nigeria) dabei spielen 

könnten. Eine Expansion des CO2-Emissionszertifikate-Handels von 45% 

Emissionsabdeckung auf 85% - wie in Kalifornien seit 2015 – ist für die EU und die G20 

empfehlenswert. NRW kann über Bundesratsinitiativen und eigene Politikansätze bei 

Bildung, Wissenschaft und Kultur sowie NRW-Bauprojekten und verbesserten NRW-

Bauregulierung Fortschritte bei der Klimapolitik erzielen. Entsprechende Zielsetzungen 

und Maßnahmen sind notwendig, wobei im mittelfristig wachsenden 

Emissionshandelssektor NRW- und bundespolitische Eingriffe flexibel im Interesse einer 

Wirksamkeit der Zertifikate-Marktpreise abzubauen sind. Außerhalb des Zertifikate-

Handelssektors sollte eine CO2-Steuer eingesetzt werden. 
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1. Ausgangslage 

Die Ausgangslage für den Klimaschutz in Deutschland und der EU sowie weltweit ist in 

der Dekade 2009 bis 2019 von Teilerfolgen geprägt, aber zugleich bestehen weiter ernste 

Herausforderungen in der Klimaschutzpolitik. 2014-16 haben die weltweiten Emissionen 

an CO2 stagniert; 2017 aber sind zum Beispiel die EU-Emissionen angestiegen, was auf 

Politikprobleme deutet, wenn es um systematische Minderung von Emissionen geht. Wie 

man unter diesen regionalen und globalen Umständen tatsächlich bis 2050 einen 

weltweiten Rückgang der CO2-Emissionen von etwa 90% erzielen soll (Senkung 

gegenüber 1990), ist mit Blick auf die aktuellen Weichenstellungen der Wirtschaftspolitik 

nicht absehbar. Die nachfolgende Analyse basiert auf EU-, OECD- und 

Weltbankstatistiken sowie der Auswertung zahlreicher Forschungspapiere – zudem auf 

Analysen und neuen Politikvorschlägen aus dem Buch PJJ Welfens, „Klimaschutzpolitik. 

Ende der Komfortzone“, Wiesbaden: Dezember 2019.   

Der Druck seitens der Öffentlichkeit in Deutschland, der EU und weltweit dürfte 

mittelfristig in Sachen Klimaschutz weiter ansteigen. Die weltweiten Fridays-for-Future-

Demonstrationen am 20. September 2019 haben die Besorgnis der jungen Generation in 

Sachen Klimapolitik verdeutlicht; viele Schülerinnen und Schüler sorgen sich um die 

Erderwärmung beziehungsweise eine hinreichende Klimastabilisierung allerdings in Teilen 

eigentlich auch unnötigerweise, soweit man die objektiv vorhandenen Handlungs- und 

Reformmöglichkeiten deutscher und internationaler Klima- und Wirtschaftspolitik sieht. 

Dieser Überbesorgnis steht allerdings eine sonderbare Unterleistung etwa der 

Bundesregierung mit ihren Klimapolitik-Vorschlägen vom 20. September entgegen. 

Die Eckpunkte der Großen Koalition bei der Klimapolitik sind ziemlich konzeptionslos 

und auch weithin ineffizient, also viel zu teuer – die Möglichkeit, auf diese Weise die 

Klimaziele Deutschlands für 2030 oder gar bis 2050 Klimaneutralität zu erreichen, ist so 

kaum gegeben. Eine CO2Bepreisung in bislang nicht vom EU-Emissionshandel erfassten 

Sektoren bei 10 € pro Tonne zu beginnen, ist sonderbar, wenn doch der CO2-

Emissionszertifikatepreis um 25€ im Emissionshandelssektor in 2018/2019 liegt. Die Idee, 

ab 2026 bei Transport und Gebäude einen nationalen Zertifikatehandel zu etablieren, ist 

verspätet und zudem wenig überzeugend, solange nicht ein EU-Zertifikatemarkt 

vorgesehen ist. Einnahmen aus der CO2-Bepreisung über homöopathisch sinkende 

Strompreise (genauer: Erneuerbare-Energien-Zulage) an Verbraucher zurück zu geben ist 

politisch-psychologisch wenig überzeugend, viel besser ist eine klar sichtbare 

Jahresrückzahlung wie etwa in der Schweiz. Während man in Japan im Großraum Tokio 

z.B. einen CO2-Zertifikatehandel bei Gebäuden 2010-2019 realisiert hat – gleiches gilt für 

Kalifornien seit 2015 –, möchte die Große Koalition besondere Steueranreize für 

energetische Gebäudesanierung geben, was unnötig viel Steuergeld kosten wird. Eine auf 

G20 gerichtete internationale Kooperationsperspektive fehlt der Klimapolitik 

Deutschlands, teilweise ist sie nicht einmal auf die EU hinreichend ausgerichtet. Es fehlt 

im Übrigen im „Klimakabinett“ sonderbarer Weise die Mitwirkung des 

Außenministeriums; dabei ist Klimastabilisierung ein internationales (globales) 

Kollektivgut und eine Verankerung eines CO2-Zertifikatehandels bei den G20 ist aus 

deutscher und europäischer Sicht unabdingbar, um Klimaneutralität bis 2050 zu erreichen. 
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Nicht nur die Jugendlichen in Deutschland sorgen sich ums Klima. Im Jahr der Europa-

Wahlen war in 2019 insbesondere in Deutschland eine wählerseitig verstärkte Sorge um 

die Klimastabilität festzustellen (FORSCHUNGSGRUPPE WAHLEN, 2019). EU, Bund, 

Länder und Kommunen sind in einer schon Jahrzehnte anhaltenden Phase erheblicher 

Klimaerwärmung gefordert, der globalen Erwärmung sinnvoll entgegen zu steuern und 

dabei im Interesse von Wählerinnen und Wählern effiziente Alternativen zu entwickeln; 

soweit NRW/Deutschland ein gutes Vorbild bei der Klimaschutzpolitik ist, kann dies 

international sehr wertvolle Impulse für klimapolitische Kooperation erzeugen und 

letztlich hohe Schäden durch starke Klimaerwärmung vermeiden helfen. 

Es gibt einige Länder und Felder mit Klimaschutzerfolgen bis 2020, wozu auch die EU 

zählt. Aber insgesamt ist kaum zu erkennen, wie die Weltwirtschaft bis 2030 ohne weiteres 

wesentliche CO2-Emissionsrückgänge erreichen kann und dann in den beiden 

Folgejahrzehnten die Weltwirtschaft auf nur 10% der Emissionen des Niveaus von 1990 

bringen soll. Letzteres wird hier – pragmatischer Weise – als Klimaneutralität verstanden. 

Im Jahr 2017 sind die globalen Emissionen um etwa 1,7% angestiegen: In dem Jahr 

wurden 49 Giga-Tonnen CO2 (genauer: CO2Äquivalent) weltweit emittiert, und zwar 

ohne Landnutzungs-Änderungseffekte. Das hat die Umweltorganisation der UN in ihrem 

Emissions-Lücken-Bericht 2018 mitgeteilt. Bis 2030 aber müssten die Klimagas-

Emissionen weltweit um 25% sinken, wenn man einen maximalen langfristigen 

Erderwärmungseffekt von knapp unter 2 Grad erreichen will (-55% für ein 1,5-Grad-Ziel 

bis 2050).  

 

 

2. Neue Klimapolitik 

Das Grundproblem in der Dekade 2020-2030 ist, dass die OECD-Länder ihre Emissionen 

wohl absenken werden, aber China, Indien und andere G20-Länder dürften noch einen 

deutlichen Anstieg der CO2-Emissionen realisieren. Deutschland wird die Klimaziele 2020 

verfehlen, die EU wird ihre Ziele bei der CO2-Minderung erreichen. Der EU-

Emissionshandelssektor umfasst Energie und Industrie, was 45% der Emissionen bei CO2 

und anderen Klimagasen entspricht. 

Das globale Niveau dieser und der globalen Emissionen ist bis 2050 um etwa 90% 

gegenüber 1990 zu vermindern, wenn man Klimaneutralität erreichen will. Gezielte 

Verstärkungen des Albedoeffektes (es geht um die Reflexionsintensität des Sonnenlichtes 

auf der Erde) können zudem eine gewisse Klimaabkühlung erbringen, wobei jeder einzelne 

mitwirken kann, damit mehr Oberflächen hell-glatt sind und daher das Sonnenlicht besser 

reflektieren. Es braucht helle oder weiße Dächer – nicht schwarze – und ebensolche 

Dächer bei Autos, Eisenbahnen, LKWs, zudem helle Fahrbahnbeläge, was bei insgesamt 

2% Weltflächen-Aufhellung einen Kühleffekt beim Klima bringt, der bis zu 5% CO2-

Minderung entspricht. 

In der EU gibt es – nicht erstaunlich – einen großen Unterschied zwischen der Entwicklung 

im Emissionshandelssektor, in dem 2017 die Emissionen programmgemäß, wie jedes Jahr, 

um 1,74% sinken, während außerhalb des Emissionshandelssektors (Energiesektor plus 
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Wirtschaft) die Emissionen um 3,4% angestiegen sind: Mit dem Gesamtergebnis einer EU-

Emissionserhöhung von 1,1%. Die EU-Gesamt-Emissionserhöhung von 1,1% in 2017 und 

die Unterschiede zwischen -1,74% und +3,4% zeigen, dass der EU-

Emissionshandelssektor CO2-Minderung bringt und das System gut funktioniert; und wie 

problematisch es ist, 55% der Emissionen ohne vernünftige CO2-Bepreisung zu haben. 

Kalifornien hat -3% pro Jahr als Emissionsminderungsrate bis 2020, und zwar für 85% der 

Emissionen, die vom Emissionshandelssektor abgedeckt werden. Selbst wenn Kalifornien 

+3% außerhalb des Emissionshandelssektors bei den Emissionen hätte, so wäre der 

Gesamteffekt -2,1% in Kalifornien.  

Der Weg zu sinkenden Klimagas-Emissionen führt über CO2-mindernde neue 

Technologien und eine CO2-Bepreisung, die Einsparanreize und Impulse für Innovationen 

zur CO2-Minderung gibt. Mittelfristig wichtig sind möglicher Weise auch 

Produktinnovationen, die CO2 als Produktionsinput in verkaufsfähige neuartige Produkte 

einbaut (z.B. entwickelt Covestro solche Produkte). Aber hier steht man erst am Anfang 

bei der Entwicklung von Märkten, die helfen könnten, aus einem Problem ein Geschäft zu 

machen. Wesentliche Instrumente zur CO2-Minderung sind aus Politiksicht Regulierungen 

(z.B. Flottenverbrauchsobergrenze bei PKWs oder LKWs), CO2-Steuern und 

Zertifikatehandel. Während CO2-Steuern nur national erhoben werden und unsichere 

Lenkungswirkungen haben, kann der Zertifikatehandel als eine Art national plus teilweise 

grenzübergreifende CO2-Besteuerung verstanden werden – denn CO2-Zertifikate werden 

innerhalb der EU grenzübergreifend gehandelt und könnten in der Tat auch global 

gehandelt werden. Zertifikatehandel ist grundsätzlich der effizienteste Weg zur CO2-

Minderung, wobei Einnahmen entstehen, die man z.T. auch für mehr klimaorientierte 

Innovationsförderung verwenden kann. Es gibt einige wenige Vorbehalte gegen CO2-

Zertifikatehandel, die man sich genauer ansehen sollte; wenn der Zertifikatepreis extrem 

niedrig ist, werden keine vernünftigen CO2-Minderungsanreize bei den Unternehmen 

entstehen – ein Problem, das in der EU nach 2008 mehrjährig der Fall war. 

 

Abbildung 1: Nominaler CO2-Zertifikate-Preis in der EU (Preis in €) 

 

Quelle: Eigene Darstellung, Daten von Sandbag Smarter Climate Policy,  

https://sandbag.org.uk/carbon-price-viewer/ (10.09.19). Welfens (2019), Klimaschutzpolitik. Ende 

der Komfortzone, Heidelberg: Springer. 
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Abbildung 2: Relativer CO2-Zertifikate-Preis in der EU (relative Preis: Zertifikate-

Preis dividiert durch Sozialproduktsdeflator, Preis in €) 

 

Quelle: Eigene Berechnungen und Darstellung; Daten von Sandbag Smarter Climate Policy,  

https://sandbag.org.uk/carbon-price-viewer/  (10.09.19) und Eurostat. Welfens (2019), 

Klimaschutzpolitik. Ende der Komfortzone, Heidelberg: Springer. 

 

Herausforderung beim Zertifikatehandel 

Wenn man Zertifikatehandel anwendet, so sollte man in dem betreffenden Sektor von 

wirtschaftspolitischen selektiven Maßnahmen – von begründeten Ausnahmen 

ausgenommen – absehen, da das Marktpreissignal sonst abgeschwächt wird. Die Politik 

hat oft eine Neigung zu wählerorientierten Politikeingriffen, die unter bestimmten 

Umständen auch sinnvoll sein könnten. Beim Emissionszertifikate-Handel aber gilt, dass 

eine Ausweitung des Abdeckungsgrades bei Zertifikatehandel unbedingt dann einhergehen 

muss mit einem Zurückfahren selektiver Interventionen. Wenn die Politik das nicht leistet, 

unterlässt sie die bestmögliche Mobilisierung des klimastabilisierenden Zertifikatehandels, 

der als effizientes Instrument unter alternativen Maßnahmen gilt. Wer den 

Zertifikatehandel aber nicht bestmöglich zu nutzen hilft, der schädigt den Klimaschutz. 

Hier ist ein echtes Problem zu sehen, da ein Rückbau von Politikinterventionen Politikern 

sehr selten leicht gefallen ist. 

Mehr Förderung an klimafreundlicher Grundlagenforschung und auch mehr angewandte 

Forschungsförderung ist sinnvoll, zum Teil auch bei entsprechenden klimafreundlichen 

grenzübergreifenden Projekten im EU-, OECD- oder G20-Raum. Hier können die EU, 

Deutschland und NRW mehr als bisher leisten. 

Die EU bleibt bisher, obwohl Pionier im Zertifikatehandel, deutlich hinter dem Möglichen 

und Notwendigen zurück. Man sieht schon hier, dass die EU und andere Länder der G20-

Gruppe gut beraten wären, beim Zertifikatehandel auf 85% bis 90% zu gehen und eine 

programmierte jährliche Minderung der CO2-Grenze von mindestens -3% mittelfristig 

vorzugeben; wie sich zeigen lässt, wäre mittelfristig auch hier eher -5% bis -6% als 

jährliche Reduktionsrate empfehlenswert. In den Sektoren und Bereichen, die nicht im 

Zertifikatehandel enthalten sind, braucht es CO2-Steuern und Regulierungen; nur da, wo 

ein allzu komplexes und teures System entstünde, kann ein kleiner Rest von Wirtschaft und 

Konsum ohne deutlichen Anpassungsdruck bleiben. Wieso die Landwirtschaft mit 1% 
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Wertschöpfung ohne Anpassungsdruck gelassen wird, obwohl der Sektor für 8% der 

Emissionen steht, ist ein Rätsel. 

Zertifikate-Handel gibt es u.a. in der EU, Japan (Regionen Tokio und Saitama), China, 

Kalifornien. Die Unterschiede beim Preis des regionalen Zertifikatehandels – etwa China 

versus Kalifornien versus EU – sind erheblich, wobei der gegenüber der EU umfassendere 

Zertifikatehandel in Kalifornien dort zu Jahresmitte 2019 zu einem Zertifkatepreis geführt 

hatte, der nur etwa halb so hoch wie in der EU war. Integriert man nationale/regionale 

Zertifikatemärkte, so ist das Ergebnis eine Senkung des Zertifikatepreises in den Ländern 

bzw. Regionen mit bislang relativ hohem Zertifikatepreis (EU und vermutlich USA sowie 

Japan und China). Ein funktionsfähiger mittelfristiger G20-Ansatz zur Integration der 

Zertifikatemärkte (zuvor: Einführung von Zertifikatekmärkten in den G20-Länder) ist also 

gerade aus Sicht Deutschlands sehr wichtig. 

Grundsätzlich ist denkbar, in einer Zwei-Länder-Modellwirtschaft (z.B. EU als Land 1 und 

Kalifornien als „Land 2“, oder EU und China, oder Nord und Süd) eine Integration der 

Zertifikate-Handelssektoren erfolgt, was natürlich einen gemeinsamen Zertifikatepreis zur 

Folge hat. Für die EU, die USA und China ist im Fall einer G20-Integration der 

Zertifikatemärkte von deutlichen Preissenkungen für die USA, China und die EU 

auszugehen, während in Indien und Russland die Zertifikatepreise – verglichen mit 

nationalem Zertifikatehandel – ansteigen werden. 

Eine Integration kann man empfehlen, wenn der Abdeckungsgrad von Land 1 und Land 2 

bei den Emissionen in etwa gleich groß ist (EU mit 45% ist zu gering gegenüber 85% in 

Kalifornien – seit 2015; nach Start 2013). Obwohl Kalifornien einen größeren 

Abdeckungsgrad als die EU hat, ist der Preis Mitte 2019 mit umgerechnet etwa 14 €/Tonne 

CO2 in Kalifornien nur etwa halb so hoch wie in der EU. Eine Integration der Märkte 

EU/Kalifornien brächte für die EU eine Preissenkung, wobei EU-Firmen bzw. Firmen aus 

der Eurozone Emissionszertifikate von Unternehmen in Kalifornien ankaufen und 

entsprechend der US-Leistungsbilanzsaldo dadurch verbessert wird; zudem wird sich auch 

eine Dollaraufwertung ergeben. 



6 

 

Abbildung 3: Emissionshandelssektor und Nicht-Emissionshandelssektor 

 

Quelle: Welfens (2019), Klimaschutzpolitik. Ende der Komfortzone, Heidelberg: Springer. 

 

Aus Sicht der Wirtschaftspolitik stellt sich die Frage, wie groß der Emissionshandelssektor 

eines Landes ist und wie die Verbindung zum Emissionshandel im Ausland (Land 2) 

hergestellt und gestaltet wird. Soweit im Nicht-Emissionshandelssektor von einem Land 

Zusagen an die EU gemacht werden, muss mit Strafzahlungen gerechnet werden, wenn es 

nicht zu den zugesagten Emissionsminderungen in diesem Sektor kommt.  

Fünf Länder in der Weltwirtschaft plus die EU stehen für 63% der Weltemissionen: Japan 

3%, Russland 5%, Indien 7%, EU gut 9%, USA 13%, China 27% in 2017. Indien 

verzeichnete +2,9%, China +1,1%, die EU +1,1%, Russland +1%, Japan +0,3% und die 

USA +0,1%. Wären alle diese Länder Kaliforniens Modell gefolgt, hätte man wohl in 

jedem Land einen Schrumpfungswert der Emissionen gehabt. Es sei erwähnt, dass 

Kalifornien mit 40 Millionen Einwohnern etwa ¾ des Bruttoinlandsproduktes von 

Deutschland in 2018 verzeichnete und nur die Hälfte der Emissionen, was bedeutet, dass 

die CO2-Emissionen pro Einkommenseinheit in Kalifornien nur 2/3 so hoch wie in 

Deutschland waren. Ein Teil des Kalifornien-Vorteils kommt aus der stärkeren 

Dienstleistungsorientierung, aber ein anderer Teil auch aus dem umfassendere 

Emissionszertifikate-Ansatz – im Vergleich zur EU beziehungsweise Deutschland. 

In den USA hat neben Kalifornien eine Gruppe von 9 Bundesstaaten plus drei weitere 

Bundesstaaten einen gering dimensionierten Zertifikatehandel, zudem sind bei 

Zertifikatehandel aktiv die EU, China auf nationaler Basis ab 2020 (bisher Testregionen) 

und Japan in zwei Regionen (Tokio und Saitama). Russland und Indien haben keinen 

Zertifikatehandel. Je mehr Länder einen Zertifikatehandel haben, umso besser für das 

Klima; und um so vorteilhafter auch für die Anbieter und Exporteure von 

Modernisierungsinvestitionen und moderner Software. 

Die bisherigen Klimaschutzmaßnahmen in Deutschland kann man einteilen in den 

Emissionszertifikate-Handelssektor, wo die Politik jährliche Absenkungen der 
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Emissionsobergrenzen für Energie und Industrie in der EU vorgibt – die Unternehmen 

müssen in diesem Zertifikate-Handelssektor entsprechend ihren Produktionszielen und 

Emissionsentwicklungen CO2-Zertifikate am Markt kaufen, was für effiziente CO2-

Minderung sorgt. Die innovationsstarken Firmen mit geringen CO2-Minderungskosten 

werden überschüssige Zertifikate anbieten, andere Firmen CO2-Zertifikate kaufen, so dass 

sich ein Marktpreis bildet. Allerdings hat die Politik vielen Firmen, vor allem im Energie- 

und Exportsektor auch großzügig kostenlose Anfangsbestände an CO2-Zertifikaten 

gegeben. Die EU erreicht ihre Emissionsminderungsziele für 2020, Deutschland allerdings 

absehbar nicht, da minus 40% vorgesehen waren, aber nur etwa -27% erreicht werden. 

Hier gibt es in Deutschland vor allem ein Problem außerhalb des Emissionshandelssektors, 

der erkennbar in Deutschland und auch in vielen anderen EU-Ländern zu klein ist – also 

mehr als die bisherigen 45% der Emissionen umfassen sollte. Wenn Deutschland 

mittelfristig in weiteren Sektoren eigenständig Zertifikatehandel einführt, so ist das ein 

denkbarer Weg; ökonomisch und klimapolitisch effizient wäre allerdings nur die deutliche 

Ausweitung des CO2-Emissionsabdeckkungsgrades in der EU insgesamt. Bei einem 

nationalen Zertifikatehandel wird der Preis der Zertifikate und damit die Belastung für 

Wachstum und Jobs unnötig hoch sein; das gilt auch für Steuerausfälle durch 

Wachstumsdämpfung und Jobverluste. 

Die bisher jährlich programmierten Reduktionsraten bei der CO2-Emissionsobergrenze im 

ETS (EU-Zertifikatehandelssystem) sind unzureichend und laufen für 2030 auf eine Art 

selbst verursachten Quasi-Opec-Preisschock hinaus; - 1,7% bis 2020, -2.2% ab 2021 (bis 

2030) ist unzureichend. Ab 2030 wären bis 2050 -8% Rückgang der CO2-Obergrenze 

notwendig, was auf eine Verdreifachung der Zertifikatepreise gegenüber 2019 

hinauslaufen dürfte. 

 

Satellitenbilder-Auswertungen für Lateinamerika (Text auf Basis von WELFENS, 2019) 

Als besonderes Problem mit Blick auf die Erderwärmung wurden in der EU und anderen 

Regionen der Welt die Waldbrände in Brasilien – tatsächlich auch in Bolivien – in 2019 

eingeordnet. Brandrodungen und Brände in Brasiliens Wäldern haben im August 2019 

erhebliches mediales Interesse in der ganzen Welt erlebt. Denn mit Blick auf 

Klimastabilität sind natürlich die großen Wälder in Brasilien, Bolivien und anderen 

Ländern Lateinamerikas von großer Bedeutung. Diese und andere Wälder in der Welt 

absorbieren CO2 in großen Mengen – zudem sind auch die Ozean Senken für 

Kohlendioxid. Wie man aus der nachfolgenden Satelliten-Bild-Auswertungen sieht 

(Sentinel-2-Satelliten aus Copernicus-Programm), war die Rauchentwicklung im August 

ganz erheblich; die gesundheitsschädlich mit der Brandentwicklung verbundene 

Feinstaubentwicklung lässt sich aus dem zweiten Satellitenbild ebenfalls sehr gut 

nachvollziehen. Wie man aus den Analysen von CrowtherLab an der ETH Zürich weiß, 

gibt es auch gute langfristige Möglichkeiten, über eine globale 

Wiederaufforstungsinitiative dem Problem der Erderwärmung entgegen zu wirken. Um so 

problematisch sind von daher jährliche große Brandrodungen und kriminelle 

Brandstiftungen in Lateinamerika, die offenbar 2019 gegenüber 2018 an Umfang deutlich 

zugenommen haben. 
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Abbildung 4: Rauchentwicklung in Brasilien am 19 August 2019 (mit Einfluss aus 

Bränden in Bolivien) 

 
Quelle: EDEO GmbH (mit Projektförderung von StmWi Bayern); der Autor dankt der EDEO 

GmbH, Roding, Germany, für die freundliche Überlassung dieser Karte; erstellt under 

Verwendung von Copernicus CAMS Daten, 2019 
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Abbildung 5: Regionale Verteilung von Feinstaub in Lateinamerika am 19 August 

2019 

 
Quelle: EDEO GmbH (mit Projektförderung von StmWi Bayern); der Autor dankt der EDEO 

GmbH, Roding, Germany, für die freundliche Überlassung dieser Karte; erstellt unter Verwendung 

von Copernicus CAMS Daten, 2019 

 

Dank moderner Satellitentechnik kann realisierter Natur- und Umweltschutz sowie 

letztlich auch ein Teil der klimapolitikrelevanten Fakten in der Entwickelung recht präzise 

beobachtet werden. Hier ergeben sich völlig neue Möglichkeiten, auch regionale, 

international und globale Politikkooperation sinnvoll zu realisieren, von Klima- bis zum 

Gewässerschutz; es wäre wünschenswert, wenn Deutschland beziehungsweise die EU hier 

verstärkt aktiv werden könnten, da der Nutzen für die Wirtschafts- und Klimapolitik sehr 

erheblich sein dürfte. Zudem kann ein viel stärkeres Klimabewusstsein in der 

Öffentlichkeit auf Basis von Satellitenbild-basierter visualisierter Zusammenhänge 

entstehen. 

Klimaschutzmaßnahmen, die bislang seitens der EU bzw. seitens der Bundesrepublik 

Deutschland realisiert sind, betreffen im Kern: 

 Energiewirtschaft und Industrie (45% der CO2Äquivalenz-Emissionen in der 

EU bzw. in Deutschland) sowie Zusagen an die EU zur Emissionsminderung 
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außerhalb des Zertifikate-Handelssektors, wobei im letzteren Bereich 

Zielverfehlungen absehbar sind und ab 2020 Strafzahlungen des Bundes an die 

EU drohen, die letztlich auch mit auf Kosten der Bundesländer gehen. 

Kalifornien, dessen Emissionshandelssystem (ETS) auf dem EU-ETS aufbaut, 

hat allerdings 85% der CO2-Emissionen abgedeckt – seit 2015. Denkbar ist 

demnach auch für Deutschland bzw. NRW eine 85%-Abdeckung. Die 

Erfahrungen aus Kalifornien zeigen, dass dies durchaus möglich ist. Für etwa 

10% bräuchte man eine CO2-Steuer, deren Aufkommen man zu ¼ in 

klimafreundliche neue Forschungsförderung stecken könnte, während ¾ 

mittelfristig an die privaten Haushalte (und Unternehmen) zurückgegeben 

werden sollten; langfristig 100%. 

 Ein erheblicher Teil der Emissionszertifikate wurde in Deutschland, aber auch 

in Korea und China (dort Energiewirtschaft im Fokus), den Unternehmen aus 

Energiewirtschaft und Industrie kostenlos vom Staat zur Verfügung gestellt. 

Dies ist ein Fehler im Zertifikate-Handelssystem, da es nach bekannten 

Untersuchungen ausreicht, über eine 20%-Gratiszuteilung für Unternehmen 

eine Gewinn-Neutralität des Übergangs auf ein Zertifikate-Handelssystem zu 

sichern. Werden deutlich mehr als 20% vergeben, so ist dies ein 

Umverteilungseffekt zu zugunsten des Faktors Kapital; das geschah in der 

ersten und zweiten EU-Handelsperiode. Es kann aber nicht Sinn von 

Klimaschutzpolitik sein, eine Umverteilungspolitik zulasten der 

Arbeitnehmerschaft durchzuführen, wie dies mit bis zu 100% Gratiszuteilung 

von Zertifikaten in verschiedenen Branchen in Deutschland bzw. der EU 

geschah (pragmatisch könnte man 29% als künftige Gratis-Obergrenze 

festlegen). Eine Umverteilung erfolgt bei global intensivierter 

Klimaschutzpolitik auch zu Lasten der Ungelernten, denn CO2-emissionsarme 

Produktionsverfahren sind qualifikationsintensiv; um so wichtiger sind 

verstärkte Weiterbildungsinitiativen der Wirtschaft und auch Fördermaßnahmen 

des Staates. Deutschland wendet etwa 0,25% des Bruttoinlandsproduktes pro 

Jahr für staatliche Weiterbildungsmaßnahmen auf; zum Vergleich: Dänemark 

0,5%, USA und UK nahe Null. 

Emissionshandelssysteme funktionieren nur, wenn der Staat nicht mit dirigistischen 

Zusatzeingriffen dafür sorgt, dass das Preissignal vom Emissionszertifikate-Markt 

bedeutungslos wird. Für solch ein Problem sorgte die Bundesregierung etwa mit der 

Kohlekommission bzw. der Umsetzung der Vorschläge der Kohlekommission, die 

gesellschaftlich breit aufgestellt ist, um Politikkonsens zu erzeugen. Vor allem ist die 

teilweise sonderbar zusammengesetzte Kommission (z.B. Rotes Kreuz als Mitglied, kaum 

wissenschaftlicher ökonomischer Sachverstand, 3 Abgeordnete ohne Stimmrecht) aber 

eine Art Ersatzparlament, womit der Deutsche Bundestag politisch bedenklich geschwächt 

wird. Die Kohlekommission hat, einer Gesinnungsethik folgend, 2038 als Ausstiegsjahr für 

die Braunkohleverstromung festgelegt, wobei dies vier wichtige Aspekte hat: 

 Eine historische Entscheidung zum Strukturwandel ist faktisch außerhalb des 

Deutschen Bundestages getroffen wurde, was man als wenig demokratisch in 

der Methode ansehen kann – hier wird die repräsentative Demokratie 

geschwächt; 

 die beiden ostdeutschen Braunkohle-Regionen Lausitzer Revier und 

Mitteldeutsches Revier sind gegenüber den beiden westdeutschen Braunkohle-



11 

 

Regionen – Rheinisches Revier und Helmstädter Revier – relativ im 

Strukturwandel benachteiligt (DEHIO/SCHMIDT, 2018);  

 vom Kohleausstieg negativ betroffen sind im Kern dann schwerpunktmäßig die 

Bundesländer NRW, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Brandenburg, wobei durch 

das Jahr 2038 eine Art vernetzter politischer Kampf-Bezugspunkt für die gegen 

den Kohleausstieg positionierte AfD geschaffen worden ist; 

 der Kohleausstieg wird unnötig verteuert, von eigentlich etwa 45 Milliarden 

Euro – bei Wirken des Zertifikatehandels (ZH: Energiesektor ist im ZH der 

Europäischen Union enthalten) – auf rund 90 Milliarden Euro; das sind 

Ineffizienzkosten von rund 500 € pro Kopf bzw. etwa 9 Milliarden € für NRW. 

Beim Atomausstieg, für den es durchaus gute Gründe gibt, hat die Bundesregierung 

ebenfalls eine Mega-Kommission mit ähnlich majestätischer Besetzung – inklusive 

Bischöfe – eingesetzt; die Bezeichnung Ethikkommission für einen sicheren Atomausstieg 

klingt einigermaßen sonderbar und gibt für Normalbürger eine Art Unantastbarkeitssignal. 

In der repräsentativen Demokratie ist aber eine breite öffentliche Debatte und erst recht 

eine offene Parlamentsdebatte wichtig, um nachhaltig gesellschaftlichen Konsens für große 

Politikprojekte zu erzeugen. 

 

 

3. Mögliche NRW-Projekte bei der Klimapolitik 

Die möglichen und sinnvollen Klimaschutzmaßnahmen von NRW beziehen sich auf  

 Projekte innerhalb der Landesregierung und der Verwaltung von NRW plus 

Kommunen; dass Bund, Land und Kommunen neue Verwaltungsgebäude 

aktuell erstellen, die nicht Passivhausstandards entsprechen, kann man 

sonderbar finden. Da werden für mehr als 50 Jahre Infrastrukturelemente (breit 

definiert) gebaut, die nicht klima-zukunftsfähig sind. Dass man häufig auch 

noch keine Solaranlagen eingebaut hat, obwohl die Lage des Gebäudes hier 

interessant ist, erscheint doppelt widersprüchlich. 

 Projekte innerhalb der Wirtschaft – etwa im Bereich klimafreundlicher 

Forschungsförderung; hier ist mehr an klima- und innovationsorientierter 

Gründerförderung möglich in NRW. 

 Projekte im Hochschulbereich und im Schulbereich; die Baustandards sollte 

alle auf Passivhaus-Niveau gebracht werden, wobei Solarstromerzeugung gegen 

CO2-Emissionen aufgerechnet werden können sollte – von einer solchen 

Strategie der Landesregierung ist bisher nichts zu sehen. 

 Projekte im Kulturbereich; hier könnten mehr regionale und internationale 

Diskussionen, Kunst- und Wissenschaftsprojekte sowie auf Seiten von Städten 

auch Gute-Praxis-Vernetzungen stattfinden. NRW hat hier großes Potenzial, 

aber wenig von der Landesregierung unterstützte Initiativen. Kunst, Mobilität 

und Gesundheitsplus könnte bei neuen Fahrradwegen und „Fahrradautobahnen“ 

ein interessanter Dreiklang sein; in den Groß- und Mittelstädten von NRW ist 

man sehr weit von den fahrradfreundlichen Verkehrsstandards der Niederlande 

entfernt – mit Ausnahme von Münster. Dafür gibt es keinen vernünftigen 
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Grund. Im Übrigen könnten Fahrradwege auch zumindest teilweise transparent 

überdacht sein. 

 Maßnahmen in regionaler EU-Vernetzung, insbesondere NRW mit 

Niederlande, Belgien und Luxemburg. 

 auch hier könnte man klimaorientierte Gute-Praxis-Städtevernetzungen 

entwickeln und für Wissens- und Erfahrungsaustausch sorgen, wobei digitale 

Netzwerke völlig neue Möglichkeiten geben – alles bislang in NRW sehr wenig 

entwickelt. 

 exemplarisch bestehende Formate – z.B. Rhein-Kommission –, um neuartige 

Gewässerschutz-, Umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen aufzusetzen.  

 wichtig sind auch neue Möglichkeiten zur Nutzung moderner 

Satellitentechnologien, um Wasserqualität, Forstqualität etc. zu erfassen und 

auszuwerten: für NRW selbst, aber auch als Basis für regionale kooperative 

Politikmaßnahmen gerade in Grenzregionen. 

 Maßnahmen auf Bundesebene, für die auch eine Bundesratsinitiative in Frage 

käme, wobei besonders erwägenswert sind: 

 Einziehen einer Standard-Obergrenze für die Vergabe von kostenlosen 

Emissionszertifikaten bei Unternehmen (29% als Standard-Fall). 

Umverteilungspolitik zugunsten des Faktors Kapital kann nicht Aufgabe der 

Klimaschutzpolitik sein. 

 Ausweitung von Weiterbildungsprogrammen, was in einer alternden 

Gesellschaft bei global intensivierter Klimapolitik sehr wichtig ist. Durch 

Globalisierung, Digitalisierung und verstärkte Klimaschutzpolitik wird die die 

Nachfrage nach qualifizierten Arbeitsplätzen erhöht, was zu erhöhter 

Einkommensungleichheit in allen Industrieländern bzw. vielen G20-Ländern 

führt.  

 Deutschland steht zwar nur für 2,2% der Weltemissionen, aber als Mitglied der 

EU bzw. in Kooperation mit EU-Ländern hat Deutschland erhebliche globale 

Einwirkungsmöglichkeiten: nämlich über die Mitgliedschaft in den regionalen 

Entwicklungsbanken, bei der Asian Infrastructure Investment Bank und der 

Weltbank, wo man jeweils Impulse für mehr klimafreundliche 

Innovationsprojekte in allen Regionen der Welt und für die Einführung von 

CO2-Emissionszertifikate-Handelssystemen geben könnte. 

 Maßnahmen auf internationaler Ebene im Kontext von Projekten in 

Entwicklungsländern, wobei hier ggf. von NRW-Seite Technologietransfer 

erwägenswert ist oder auch die Finanzierung von Modellprojekten (ggf. auch 

über internationale Städtepartnerschaften). 

 Maßnahmen auf EU-Ebene, wobei NRW über den Ausschuss der Regionen 

mitwirken kann. 

Eine wichtige Aufgabe für NRW in eigenen politischen Kompetenzbereich ist es, 

Klimaschutzpolitik in den Schulen in den Lehrplan einzubinden und dabei insbesondere 

den seit 2005 durchgeführten EU-Zertifikatehandel im Stoffplan einzubeziehen. 

Entsprechendes gilt für die Lehreausbildung, die nicht zeitgemäß ist. 

Eine CO2-Steuer ist auf den ersten Blick ökonomisch sehr ähnlich wie ein CO2-

Zertifikatepreis, sofern beide gleich hoch sind. Aber CO2-Zertifikate können international 
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gehandelt werden, wobei ein globales Handelssystem – oder ein G20-Handelssystem – zu 

einem Weltmarktpreis für CO2-Zertifikate führt. Die Effizienzvorteile des CO2-Handels 

sind in der Regel gegenüber einer CO2-Steuerlösung sehr hoch. Zudem hat eine CO2-

Steuer offenbar den Nachteil, dass Politiker, ist sie erst einmal eingeführt, diese Steuer 

kaum mehr jemals abschaffen werden. Der Vorschlag des Sachverständigenrates 

Wirtschaft (SVR, 2019), der im Sondergutachten 2019 vorschlägt, die Politik solle 

vorübergehend CO2-Steuern in einigen Sektoren einführen und später dann auf ein 

Emissionshandelssystem übergehen, ist nicht überzeugend, da Politiker kaum später 

einwilligen werden, eine solche stabile Einnahmebasis gegen die weniger gut 

kalkulierbaren Einnahmen aus einem Zertifikatesystem zu tauschen. Bei CO2-Zertifikate-

Marktpreisen gibt es eine gewisse Schwankungsintensität innerhalb des Jahres und über 

die Zeit hinweg. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen (Klimakrise: Die Landesregierung muss ihre Ziele 

nachschärfen. Maßnahmen ergreifen und Klimavorbehalt einführen) sind weitgehend 

erwägenswert und zielführend. Die bisherigen Maßnahmen der Bundesregierung und auch 

der Landesregierung erscheinen als unzureichend, widersprüchlich und z.T. auch als wenig 

effizient. Es ist auf Basis der bisherigen Weichenstellungen fast ausgeschlossen bzw. 

unrealistisch, bis 2050 Klimaneutralität – hier interpretiert als 2050=10% des CO2-

Emissionsniveaus von 1990 – zu erreichen. 

In NRW sind zumindest fünf Hauptpunkte als neue Politikelemente zu bedenken:  

 Klimafreundliche Erhöhung der Innovationsförderung;  

 Ausbau des EU-Zertifikatemarktes und sinnvolle Jahresminderungsraten-

Einführung; 

 Albedoeffekt-Förderung und bessere Bau-Klimamodernisierungsgesetze; 

 Klimaschutz-Bewusstseinsförderung und -Wissensstärkung in Schulen und 

Hochschulen; 

 sowie Intensivierung internationaler Klimapolitikvernetzung – bei NRW 

zunächst europäisch zu stärken, aber auch darüber hinaus. 

Ohne solche Ansätze gibt es ein erhebliches Risiko, dass NRW und Deutschland 

mögliches Klimastabilisierungspotenziale unzureichend entwickeln. Die Verbindung 

zwischen NRW und Deutschland insgesamt ergibt sich einerseits einfach dadurch, dass 

NRW fast 1/5 der Bevölkerung Deutschlands darstellt, andererseits für erhebliche 

Multiplikatoreffekte u.a. in ökonomischer Sicht steht; zudem hat NRW durch seine Größe 

und geografische Lage bedingt unmittelbar Europa-Relevanz. 
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Allerdings ist darauf zu achten, dass nicht von Seiten der Landesregierung selective 

Vorbehalte und Interventionen im Emissionszertifikate-Sektor gemacht werden. Sobald ein 

Sektor in den Emissionszertifikate-Handel einbezogen wird, sollten bis dahin bestehende 

selektive Eingriffe der Klimapolitik zurückgefahren werden. Soweit dieser im Zeitablauf 

EU-seitig ausgeweitet wird, sind zu dem Zeitpunkt bestehende NRW-Vorbehalte zurück zu 

nehmen, da sie einem wirksamen Zertifikatehandel entgegen stünden; das sollte auch mit 

Blick auf den NRW-Klimaschutzplan gelten, für den eine entsprechende 

Überprüfungsautomatik empfohlen werden kann. Eigene NRW-Reduktionsziele machen 

nur Sinn in Sektoren außerhalb des Emissionszertifikatehandels. 

 

Effektive Passivhausstandards für Verwaltungs-, Universitäts- und Wohngebäude 

In den Bereichen Verkehr und Wohnen kann NRW, nach Möglichkeiten in Kooperation 

auch mit den Benelux-Ländern, klimaschutzrelevante Ansätze entwickeln. Dabei sollte die 

Landesbauordnung so weiterentwickelt werden, dass dem Neubau von 

Passivhausmodellen, wie sie im global hier führenden Österreich entwickelt worden sind 

(DACHS/BUDDE, 2019), für NRW nicht weiter Regulierungen entgegenstehen. Die 

bestehende Landesbauordnung ist von daher offenbar nicht wirklich 

binnenmarktfreundlich und erkennbar nicht klimaschutzfreundlich. Hier wiederum könnten 

NRW eine Kooperations-Arbeitsgruppe der Bundesländer anstoßen, damit in allen 

Bundesländern die Landesbauordnungen binnenmarktkompatibel und besonders offen für 

neue Passivhausmodell-Bauten werden. Eine Bundesratsinitiative könnte dafür sorgen, 

dass der Handel mit Passivhäusern und -technologien insgesamt in der EU wirklich 

BOX 

Landesregierung  

1. soll Klimaschutz und Klimafolgenanpassung zu einer ressortübergreifenden 

Priorität machen und einen Klimavorbehalt für alle Gesetzesinitiativen 

einführen 

2. die Reduktionsziele im Klimaschutzgesetz NRW entsprechend der Ziele im 

Klimaschutzplan 2050 der Regierung anpassen, für die einzelnen Sektoren 

konkretisieren und für nachfolgende Ebenen verpflichtend zu machen 

3. die Umsetzung des Klimaschutzplans zu beschleunigen, indem weitere 

Maßnahmen angestoßen werden und die Finanzierung über Landesmittel 

sichergestellt und ausgeweitet wird. 

Der Landtag beauftragt die Landesregierung, sich auf Bundesebene 

4. für eine Erhöhung der Klimaschutzziele Deutschlands im Einklang mit den 

Pariser Klimaschutzzielen einzusetzen 

5. dafür einzusetzen, dass die Bundesregierung das angekündigte 

Klimaschutzgesetz umgehend vorlegt, um der nationalen Klimapolitik die 

notwendige rechtliche Verbindlichkeit zu verleihen und darauf hinzuwirken, 

dass im Gesetz ein Verfahren verankert wird, das dazu dient, erkennbare 

Zielverfehlungen rechtzeitig zu korrigieren. 
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binnenmarktkonform wird. Dieses Thema müsste auch im nationalen Klimaschutzgesetz 

stehen.  

Moderne Hauskonzepte mit Passivhausstandards sind auch in Deutschland und anderen 

EU-Ländern entwickelt worden. Alle neuen Verwaltungs-, Schul- und Universitätsbauten 

ab 2025 sollten in Deutschland – längerfristig in allen G20-Ländern -effektiven 

Passivhausstandards entsprechen. Eine Solarstromerzeugung für Dritte sollte dabei bis zu 

1/10 auf den 100% Passivhausstandard kompensatorisch angerechnet werden (90% 

Passivhausstandard reicht dann beim Gebäude selbst; effektiver Passivhausstandard ist hier 

definiert als Grad an Passivhausstandard plus Anteil Solarstromerzeugung für Dritte 

umgerechnet in Passivhausäquivalenzstandard). Das gibt mehr Flexibilität beim Bauen und 

setzt sinnvolle Anreize. Statt Solarstromerzeugung können auch andere Formen der 

Erneuerbaren Energien realisiert werden. Besonders wichtig dürfte es werden, dass im 

Bereich Sozialer Wohnungsbau moderne Passivhaus-Konzepte realisiert werden und der 

Staat einen Beitrag leistet, dass die Mieten nicht im Zuge der Klimaschutzpolitik stark 

ansteigen. Wenn die Stromkosten sinken bzw. Stromerträge aus Stromverkauf an Dritte die 

Mietbelastung senken, ergibt sich ein sozialpolitisch wichtiger Vorteil aus dem 

vorgeschlagenen Effektiv-Passivhausansatz. 
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Anhang 

Abbildung 6: EU-Zertifikatehandel (ETS = Emission Trading System): 

Höchstmissionsmengen und geplanter Absenkungspfad (blau) 

 
Quelle: Weimann (2019), Der Ausstieg aus der Kohle: alternativlos oder verantwortungslos?, 

Perspektiven der Wirtschaftspolitik, De Gruyter, Vol. 20 (1), S. 19. Welfens (2019), 

Klimaschutzpolitik. Ende der Komfortzone, Heidelberg: Springer. 

 

Effektivität von Zertifikatemaßnahmen und Anpassungsdruck 

Über die Effektivität von Zertifikate-Handel ist aus dem EU-Zertifikate-Handelssystem 

viel bekannt (Sektoren Energie und Industrie, seit 2021 auch Intra-EU-Flugverkehr). In 

dem Zertifikate-Handelssystem von Tokio mussten Gebäude eine jährliche 

Absenkungsvorgabe bei CO2-Emissionen von -8% erfüllen, was sich als realisierbar 

erwies. Beim sektoralen Anpassungsdruck dürften die Grundstoffindustrien (Stahl, 

Zement, Chemie) vor besonderen Herausforderungen in Deutschland stehen. Die EU-seitig 

vorgegebene jährliche Minderungsrate von -2.2% ab 2021 ist allerdings zu niedrig für eine 

sinnvolle Strategie, da 2030-2050 jährlich die Reduktionsrate um 8.5% sein müsste, wenn 

man 2050 bei 1/10 des Emissionsniveaus von 1990 stehen will. Zertifikate-Handel macht 

die Anpassung in Wirtschaft und Gesellschaft viel preiswerter als nationale CO2-

Steuersätze, die etwa aus Sicht eines Landes mit hohem CO2-Steuersatz international nicht 

ausgeglichen werden. Bei einem auf G20-Ebene integrierten Zertifikatehandel könnte die 

Integration EU-Kalifornien-China etc. für die EU-Unternehmen mittelfristig in etwa eine 

Halbierung der Zertifikatepreise bringen – verglichen mit gleicher globaler CO2-

Minderung und national/regional isolierten CO2-Handelssystemen. Für Deutschland und 

andere EU-Länder sind im Anpassungsprozess höhere Ausgaben für Weiterbildung 

anzuraten; Deutschland stand in der Dekade vor 2018 bei 0,25% des 

Bruttoinlandsproduktes als öffentliche Ausgaben für Weiterbildung, Dänemark bei 0,5%. 

International integrierter CO2-Zertifikatehandel minimiert – im Vergleich zu CO2-Steuern 

als Instrument – den Dämpfungseffekt beim Realeinkommen, da die CO2-

Minderungskosten in den beteiligten Ländern geringer ausfallen. Das ist aus Sicht des 

Exportlandes Deutschland sehr wichtig: Unnötig starke Dämpfung des Realeinkommens in 

Partnerländer führt zu weniger Export- und Jobwachstum in Deutschland (und anderen 

Industrieländern). Mit ausgebautem EU-Zertifikatehandel gäbe Deutschland/EU ein 
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sinnvolles internationales Vorbildsignal. Es ergibt sich klar eine vorteilhafte internationale 

Wirkung von mehr Zertifikatehandel aus Sicht Deutschlands, wobei davon ausgegangen 

wird, dass wichtige vernünftigen Nebenbedingungen beim Zertifikatehandel beachtet 

werden (z.B. sollten nicht mehr als 20% der Zertifikate gratis durch den Staat ausgegeben 

werden, da sonst Umverteilungseffekte zugunsten des Faktors Kapital entstehen; zudem 

bedarf es sinnvoller Finanzmarktregulierungen auf G20-Ebene, die künftig auch 

Transaktionen auf Zertifikatemärkten umfassen sollten; siehe zu diesen Punkten die 

Darstellung WELFENS (2019)).  

 

CO2-Steuern und Zertifikate-Preis: Wie verschieden sind die Instrumente? 

Auf den ersten Blick kann man denken, dass eine CO2-Steuer und ein gleich hoher CO2-

Zertifikate-Preis aus ökonomischer Sicht gleichwertig sind. Diese Vorstellung ist nur für 

eine geschlossene Volkswirtschaft richtig oder wenn alle Volkswirtschaften der Welt 

strukturell gleich wären (d.h. ökonomisch und zudem die gleiche Höhe des CO2-

Steuersatzes haben wollen). In einer Welt mit einer offenen Volkswirtschaft ist das nicht 

der Fall, wie ein vereinfachtes Beispiel für Kalifornien und die EU als denkbare 

Kombination für einen global integrierten Zertifikate-Handel verdeutlicht. Die EU hatte 

2018/2019 einen Zertifikatepreis von rund 25 €/Tonne CO2, in Kalifornien war der 

Zertifikate-Preis bei etwa der Hälfte, nämlich 14€/Tonne CO2. Wenn beide Länder (EU 

und Kalifornien hier jeweils als Land betrachtet) jeweils eine CO2-Steuer in der Höhe von 

25 €/t und 14 €/t hätten – das wäre der Fall einer Welt mit Ländern mit CO2-Steuern -, so 

entsteht ein Anreiz, dass EU-Firmen in CO2-intensiven Sektoren (z.B. Stahl, Chemie) 

Richtung USA auswandern: in den USA Tochterfirmen errichten, was in der EU Jobs 

kostet (bei Zement wäre eine von EU ausgehende Auswanderung denkbar, aber 

ökonomisch wegen der enormen internationalen Transportkosten nicht sinnvoll, sofern 

Zement in EU-Länder geliefert werden soll). Wenn hingegen in der EU und 

Kalifornien/USA jeweils Zertifikate-Handelssysteme bestehen und diese mittelfristig 

integriert werden, dann werden EU-Firmen in Kalifornien die relativ preiswerten 

Zertifikate in erheblicher Mengen kaufen, bis im Handelsgebiet ein einheitlicher 

Zertifikatepreis (z.B. 20 €/t) gilt. Das mindert die Kosten des Klimaschutzes für EU-

Firmen und sichert so verstärkt Produktion und Jobs in der EU.  

Für innovative Firmen in Kalifornien ist der Anstieg des Zertifikatepreises von 14 auf 20 

€/t ein Anreiz, durch innovative Technologien mehr CO2 einzusparen als bei national 

isolierten Zertifikate-Handelssystemen. Die Leistungsbilanzposition der USA verbessert 

sich durch den kalifornischen Verkauf der Zertifikate an EU-Firmen und die Gewinne 

innovativer kalifornischer Firmen, die CO2-leichte Technologien verstärkt entwickelt 

haben oder die Zertifikate in die EU verkauft haben, erhöhen sich. Dieser ökonomische 

Expansionseffekt beim US-Bruttonationaleinkommen steigert die Exporte der EU, was 

eine Expansionswirkung für die EU bringt; dann steigt auch in der EU das reale 

Nationaleinkommen, so dass auch die US-Güterexport steigen werden. Damit ist die 

integrierte Zertifikatelösung eine Win-Win-Situation für die EU und Kalifornien (USA). 

Bei einer CO2-Besteuerung ist zumindest in einem der beteiligten Länder ein Wohlfahrts- 

und Einkommensverlust bei freiem Kapitalverkehr – wie er im OECD-Raum in etwa gilt. 

Der Klimaverbesserungseffekt kann den Verlusteffekt unter Umständen 

überkompensieren. Bei integriertem Zertifikatehandel profitieren beide Länder.  
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